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1. Instanz

Aktenzeichen S 41 U 196/99
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 262/00
Datum 09.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
20. Januar 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Klagen gegen die Bescheide der
Beklagten vom 25.04.2000 und vom 25.04.2001 werden abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten wegen der HÃ¶he der VersicherungsbeitrÃ¤ge.

Die KlÃ¤gerin ist ein Unternehmen der gewerbsmÃ¤Ã�igen
ArbeitnehmerÃ¼berlassung. Sie wurde mit Aufnahmebescheid vom 27.05.1998 ab
dem Beginn ihrer UnternehmenstÃ¤tigkeit in die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten
aufgenommen. Der Bescheid wurde nicht angefochten.

Mit Veranlagungsbescheid vom 27.05.1998 wurde sie mit den BeschÃ¤ftigten, die
ausschlieÃ�lich in kaufmÃ¤nnischen und verwaltenden Unternehmensteilen der
Verleiher und Entleiher eingesetzt waren und ausschlieÃ�lich kaufmÃ¤nnische und
verwaltende TÃ¤tigkeiten verrichteten, in die Gefahrtarifstelle 48 mit der
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Gefahrklasse 0,57 und mit den Ã¼brigen BeschÃ¤ftigten in die Gefahrtarifstelle 49
mit der Gefahrklasse 10,66 aufgenommen. Ihren Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 12.02.1999 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Mit Bescheid
vom 28.04.1999 setzte die Beklagte die BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 1998 fest.
Dagegen legte die KlÃ¤gerin am 25.05.1999 Widerspruch ein. Die Klage gegen
diese Bescheide hat das Sozialgericht MÃ¼nchen mit Urteil vom 20. Januar 2000 als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen. Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt. Mit
Bescheid vom 25.04.2000 hat die Beklagte die BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 1999 und
mit Bescheid vom 25.04.2001 die fÃ¼r das Jahr 2000 festgesetzt.

Ausgangspunkt des Streits ist der Gefahrtarif 1998, den die Vertreterversammlung
der Beklagten am 11.12.1997 beschlossen hatte und der vom
Bundesversicherungsamt am 15.12.1997 genehmigt wurde. Danach ist jedes
Unternehmen der gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung zu den zwei
bereits genannten Tarifstellen und nach den genannten Gefahrklassen zu
veranlagen. Die Tarifstellen umfassen nur die genannten Unternehmen.

Die Sportunternehmen mit bezahlten Sportlern aus der ersten oder zweiten
FuÃ�ballbundesliga oder der FuÃ�ballregionalliga sind der Gefahrtarifstelle 50 mit
der Gefahrklasse 45,40 zugeteilt, die Sportunternehmen mit sonstigen bezahlten
Sportlern der Gefahrtarifstelle 51 mit der Gefahrklasse 15,01 und die weiteren
Sportunternehmen der Gefahrtarifstelle 52 mit der Gefahrklasse 4,43.

Die Kosten fÃ¼r die Renten-Altlasten aus dem Beitrittsgebiet werden zu 100 %
Ã¼ber den BeitragsfuÃ� umgelegt.

Die Gefahrklassen gelten fÃ¼r Unternehmen mit regelrechten
BetriebsverhÃ¤ltnissen, ansonsten kann die Gefahrklasse im Einzelfall um 10 v.H.
bis 30 v.H. herab- oder heraufgesetzt werden.

Beobachtungszeitraum fÃ¼r die Errechnung der Gefahrklassen waren die Jahre
1994 bis 1996. Zugrunde gelegt wurde der EntschÃ¤digungsaufwand aus
sÃ¤mtlichen in diesem Zeitraum eingetretenen VersicherungsfÃ¤llen. Der
vorhergehende Gefahrtarif 1995 fÃ¼r die Jahre 1995 bis 1997 enthielt fÃ¼r die
Unternehmen der gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung dieselbe
Unterteilung nach Gefahrtarifstellen. Der fÃ¼r das Jahr 1994 geltende Gefahrtarif
unterschied demgegenÃ¼ber die BeschÃ¤ftigten danach, ob sie in ihrer TÃ¤tigkeit
bei der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte versichert oder zu versichern
waren oder bei einer Landesversicherungsanstalt.

Zur Ermittlung ihrer Berechnungsgrundlagen ordnete die Beklagte sÃ¤mtliche
UnfÃ¤lle aus dem Bereich der ArbeitnehmerÃ¼berlassung von 1994 bis 1996 den
beiden in Betracht kommenden Tarifstellen zu, Ã¼berprÃ¼fte diese Zuordnung
konkret anhand der Unfallakten und ermittelte in verbliebenen ZweifelsfÃ¤llen bei
den betreffenden Unternehmen durch entsprechende Nachfragen. Wegen der
Zuordnung der fÃ¼r 1994 gemeldeten Lohnsummen befragte sie alle noch
erreichbaren Unternehmen. Nachdem nicht alle Unternehmen geantwortet hatten,
der RÃ¼cklauf der Beklagten jedoch statistisch als ausreichend aussagegekrÃ¤ftig
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erschien und eine relevante Abweichung von der Aufteilung nach dem fÃ¼r 1994
geltenden Gefahrtarif nicht festgestellt wurde, Ã¼bernahm die Beklagte die
entsprechende frÃ¼here Aufteilung bei der Zuordnung der Lohnsummen.

Nach einer Reihe von Beitragsstreitigkeiten und vor dem Hintergrund drohender
BeitragsausfÃ¤lle, schloss die Beklagte am 19.11.1998 mit dem Deutschen
FuÃ�ballbund (DFB) einen Vertrag Ã¼ber die Aufbringung der
UnfallversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Unternehmen der ersten und zweiten
FuÃ�ball-Bundesliga und der Regionalligen. Im Wesentlichen Ã¼bernahm der DFB
fÃ¼r die Jahre 1995 bis 2000 die Beitragsschulden dieser Vereine. Dabei waren die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Jahre 1995 und 1996 noch durch Beitragsbescheide bei den
Vereinen geltend gemacht worden, die Beitragslast fÃ¼r 1997 wurde insgesamt
geschÃ¤tzt und die fÃ¼r 1998 bis 2000 vertraglich festgelegt. Mit der vertraglichen
Forderung gegenÃ¼ber dem DFB sollten die Beitragsverpflichtungen der genannten
Vereine abgegolten sein. Die Beklagte hat den Vertrag trotz Anforderung im
Ã�brigen nicht offen gelegt. Sie hat jedoch fÃ¼r das Jahr 1998 ausgefÃ¼hrt, die
begÃ¼nstigten Vereine wÃ¤ren mit insgesamt ca. 77,4 Millionen DM zu veranlagen
gewesen, der DFB sei hierfÃ¼r eine Zahlungspflicht von ca. 56,4 Millionen DM
eingegangen.

Die KlÃ¤gerin wendet gegen die Veranlagung und die BeitrÃ¤ge im Wesentlichen
ein, der Gefahrtarif 1998 bringe gegenÃ¼ber dem Gefahrtarif 1995 eine Steigerung
der BeitrÃ¤ge, obwohl die Unfallzahlen rÃ¼cklÃ¤ufig seien. Zwischenzeitlich sei
eine Ã�berdeckung eingetreten. Der Gewerbezweigtarif mÃ¼sse mehr
Unterteilungen enthalten, weil er in seiner bisherigen Form den unterschiedlichen
GefÃ¤hrdungen, die mit der Vielzahl der TÃ¤tigkeiten ihrer Arbeitnehmer verbunden
seien, nicht gerecht werde. Die Berechnungsunterlagen im Beobachtungszeitraum
1994 bis 1996 seien fehlerhaft ermittelt worden, weil die notwendigen Unterlagen
fÃ¼r 1994 nicht zur VerfÃ¼gung gestanden hÃ¤tten. Es seien auch Unfalllasten
einberechnet worden, denen RegressansprÃ¼che gegenÃ¼bergestanden hÃ¤tten.
Im Ã�brigen gebe es fÃ¼r die Unternehmen der gewerbsmÃ¤Ã�igen
ArbeitnehmerÃ¼berlassung keine gewerbetypische Gefahr.

Die Umlegung der DDR-Altlasten Ã¼ber den BeitragsfuÃ� benachteilige die
Unternehmen mit einer hÃ¶heren Gefahrklasse. Eine Umlegung dÃ¼rfe deshalb nur
nach Lohnsummen erfolgen.

Der Vertrag mit dem DFB beeinflusse in rechtswidriger Weise zu ihren Ungunsten
das Umlagesoll. Er beinhalte eine von der Vertreterversammlung nicht eigens
genehmigte Abweichung vom Gefahrtarif.

Die Beklagte ist demgegenÃ¼ber der Meinung, ein Gewerbezweigtarif habe Vorrang
vor einem TÃ¤tigkeitstarif. Die unterschiedlichen GefÃ¤hrungsgrade seien durch
eine Unterteilung des Gewerbezweigtarifes nach zwei TÃ¤tigkeiten berÃ¼cksichtigt,
eine weitere Unterteilung entsprÃ¤che einem TÃ¤tigkeitstarif. Die KlÃ¤gerin
unterscheide auch in unzulÃ¤ssiger Weise bezÃ¼glich der gewerbetypischen
Unfallgefahr nach den einzelnen TÃ¤tigkeiten ihrer Arbeitnehmer und nicht nach
dem Gewerbezweig. Die Berechnungsgrundlagen im Beobachtungszeitraum seien in
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zutreffender Weise ermittelt worden.

Die Vereinbarung mit dem DFB begÃ¼nstige die Ã¼brigen Mitgliedsunternehmen,
weil sonst mit hÃ¶heren BeitragsausfÃ¤llen zu rechnen gewesen wÃ¤re. Bereits die
Zahlung im Jahre 1998 habe das auf dieses Jahr bezogene Umlagesoll gemindert.

Zur Ermittlung der Berechnungsgrundlagen aus dem Beobachtungszeitraum 1994
hat das Sozialgericht Duisburg am 28.06.2000 drei fÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung
verantwortliche Bedienstete der Beklagten als Zeugen einvernommen. Der
BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin war bei dieser Einvernahme als
ProzessbevollmÃ¤chtigter zugegen. Die Beklagte hat die Niederschrift der
Zeugeneinvernahme in das Verfahren eingefÃ¼hrt, der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte
seine damalige Stellungnahme.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 20.01.2000
sowie den Veranlagungsbescheid vom 27.05.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12.02.1999 und die Beitragsbescheide vom
28.04.1999, 25.04.2000 und 25.04.2001 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von DM 38.339,39 zurÃ¼ckzuerstatten, hilfsweise
Beweis zu erheben, â�� zu der Frage, dass es keine gewerbetypische Unfallgefahr
in der Zeitarbeitsbranche gibt, durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens, weiter â�� zu dem Vortrag, dass bei korrekter
Erhebung der Lohnsum men und Unfalllasten die Gefahrklasse im gewerblichen Be
reich der Zeitarbeit um wenigstens 20 Prozent niedriger gelegen hÃ¤tte, durch
Einholung eines SachverstÃ¤ndigengut achtens, weiter hilfsweise, die Revision
zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und die Klagen gegen die
Bescheide vom 25.04.2000 und 25.04.2001 abzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung sind die
Akten der Beklagten und die Akten des Sozialgerichts MÃ¼nchen in dem
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt wird ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die von der KlÃ¤gerin form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Das Sozialgericht hat in seine Entscheidung zu Recht nach Â§ 96 SGG den
Beitragsbescheid vom 28.04.1999 einbezogen. Er ist nach Erlass des
Widerspruchsbescheides ergangen, auf der Grundlage des Veranlagungsbescheides
vom 27.05.1998 erlassen worden und aus eben den rechtlichen GrÃ¼nden von der
KlÃ¤gerin in Frage gestellt worden, die zur Anfechtung des Veranlagungsbescheides
gefÃ¼hrt haben (vgl. hierzu Jens Meyer-Ladewig, Kommentar zum SGG, 7. Auflage
Â§ 96 Rdnr.2). Das Gleiche gilt fÃ¼r die nach Einlegung der Berufung von der
Beklagten erlassenen Beitragsbescheide vom 25.04.2000 und 25.04.2001 (vgl.
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Meyer-Ladewig a.a.O. Rdnr.7). Ã�ber sie entscheidet der Senat auf Klage als Gericht
erster Instanz (vgl. BSG Urteil vom 30.07.2002 Az.: B 4 RA 113/00 R).

Berufung und Klagen sind jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der Veranlagungsbescheid und
die Beitragsbescheide der Beklagten sind rechtlich nicht zu beanstanden.

Die KlÃ¤gerin ist mit Aufnahmebescheid vom 27.05.1998 in die ZustÃ¤ndigkeit der
Beklagten aufgenommen worden. Da der Bescheid nicht angefochten worden ist,
und Gesichtspunkte, die fÃ¼r seine Nichtigkeit sprechen wÃ¼rden, nicht vorliegen,
ist die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten nach Â§ 136 Abs.1 Satz 1 SGB VII mit Bindung
fÃ¼r die Gerichte festgestellt, Â§ 77 SGG.

Nach Â§Â§ 152 ff. SGB VII hat die Beklagte ihren Finanzbedarf im Wege der Umlage
durch BeitrÃ¤ge zu decken, deren alleinige Berechnungsgrundlagen â�� mit
Ausnahme der FÃ¤lle des Â§ 155 SGB VII â�� der Finanzbedarf, die Arbeitsentgelte
der Versicherten und die Gefahrenklassen sind.

Nach Â§ 157 Abs.1 Satz 1 SGB VII setzt der UnfallversicherungstrÃ¤ger einen
Gefahrtarif als autonomes Recht fest. Nach Satz 2 sind in dem Gefahrtarif zur
Abstufung der BeitrÃ¤ge Gefahrklassen festzustellen. Nach Abs.2 der Vorschrift wird
der Gefahrtarif nach Tarifstellen gegliedert, in denen Gefahrengemeinschaften nach
GefÃ¤hrdungsrisiken unter BerÃ¼cksichtigung eines versicherungsmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs gebildet werden. Nach Abs.3 der Vorschrift werden die
Gefahrklassen aus dem VerhÃ¤ltnis der gezahlten Leistungen zu den
Arbeitsentgelten berechnet. Der Gefahrtarif bildet damit kraft Gesetzes eine der von
der Selbstverwaltung beschlossenen Rechtsgrundlagen, aufgrund deren die
Verwaltung des VersicherungstrÃ¤gers die diesem als Mitglieder angehÃ¶renden
Unternehmer zur Beitragsleistung heranzieht. Bei einem Streit Ã¼ber die
RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Verwaltungsaktes, der die Veranlagung zu einer
bestimmten Gefahrklasse zum Inhalt hat, ist der Gefahrtarif durch die Gerichte auf
seine RechtsgÃ¼ltigkeit nachzuprÃ¼fen. Die richterliche NachprÃ¼fung erstreckt
sich insbesondere darauf, ob Normen hÃ¶herrangigen Rechts verletzt sind. Soweit
die UnfallversicherungstrÃ¤ger sich im Rahmen der ihnen erteilten gesetzlichen
ErmÃ¤chtigung bewegen, ist ihnen bei der Schaffung des Gefahrtarifs ein nicht zu
eng bemessener Spielraum eingerÃ¤umt. Die Gerichte haben deshalb nicht zu
prÃ¼fen, ob der UnfallversicherungstrÃ¤ger die zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste
und gerechteste Regelung der Tarifstellenbildung getroffen hat (vgl. BSG NZA
1986,620).

Nach Â§ 157 Abs.2 SGB VII hat der UnfallversicherungstrÃ¤ger den Gefahrtarif nach
Tarifstellen zu gliedern, in denen Gefahrengemeinschaften nach
GefÃ¤hrdungsrisiken unter BerÃ¼cksichtigung eines versicherungsmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs gebildet werden. Die Gefahrengemeinschaften nach
GefÃ¤hrdungsrisiken sind bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften historisch
zunÃ¤chst nach unterschiedlichen Gesichtspunkten gebildet worden (vgl. hierzu
Schulz, Die Berufsgenossenschaften 1995 S.316 ff.). Unter anderem wurde dabei
versucht, das GefÃ¤hrdungsrisiko mÃ¶glichst differenziert nach den einzelnen
versicherten TÃ¤tigkeiten aufzuteilen. Wegen der damit hÃ¤ufig verbundenen
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geringen GrÃ¶Ã�e der Gefahrengemeinschaft einerseits und dem fehlenden
versicherungsmÃ¤Ã�igen Risikoausgleich mit anderen Gruppen andererseits konnte
es je nach mehr oder minder zufallsmÃ¤Ã�igem Risikoeintritt bei den einzelnen
Gefahrengemeinschaften zu auÃ�erordentlichen Beitragsschwankungen kommen.
Es hat sich deshalb als notwendig erwiesen, fÃ¼r die GefÃ¤hrdungsrisiken eine
hinreichend groÃ�e Gefahrengemeinschaft zu bilden. Hierbei ist es zur Erreichung
eines versicherungsmÃ¤Ã�igen Risikoausgleichs nicht nur erwÃ¼nscht, sondern
geboten, dass unterschiedliche GefÃ¤hrdungsrisiken in einer Gefahrengemeinschaft
zusammengefasst werden (vgl. BayLSG Breithaupt 1999, 670, 673). Andererseits
dÃ¼rfte es unter dem Gesichtspunkt eines noch rechtmÃ¤Ã�igen Risikoausgleichs
nicht hingenommen werden, wenn einzelne Mitglieder der Gefahrengemeinschaft
gemessen an ihrem eigenen GefÃ¤hrdungsrisiko Ã¼berproportional mit BeitrÃ¤gen
zum Ausgleich fremder GefÃ¤hrdungsrisiken herangezogen werden.

Die Bildung von Risikogemeinschaften ist grundsÃ¤tzlich auf unterschiedliche Weise
mÃ¶glich. Es kÃ¶nnen nach der Art ihrer TÃ¤tigkeit oder ihres
Unternehmenszweckes gleiche oder verwandte Unternehmen als ein Gewerbe oder
Gewerbezweig oder Unternehmen ohne RÃ¼cksicht auf ihre technologische
Gleichartigkeit nur unter dem Gesichtspunkt der Risikobelastung in Tarifstellen
zusammengefasst werden (vgl. hierzu Schulz, Die Berufsgenossenschaften 1984
S.657 ff.).

Nach nunmehr stÃ¤ndiger Rechtsprechung ist die Gefahrklasse nach der Art des
Gewerbes eines Unternehmens zu bilden, also nach Gruppen von Unternehmen, die
ungeachtet unterschiedlicher individueller BelastungsverhÃ¤ltnisse nach der Art
ihrer unternehmerischen TÃ¤tigkeit zusammengefasst sind (Gewerbetarif; vgl. BSG
NZA 1992, S.335 ff.). Auf solche Weise werden die gewerbetypischen Gefahren im
Gefahrtarif des UnfallversicherungstrÃ¤gers durch Gefahrklassen erfasst. Dabei
bleibt unberÃ¼cksichtigt, ob es innerhalb eines zu einem bestimmten Gewerbe
gehÃ¶renden Unternehmens nicht nur ausschlieÃ�lich gewerbeverbundene
ArbeitsplÃ¤tze und daneben auch an sich dem jeweiligen Gewerbe fremde
ArbeitsplÃ¤tze gibt. Es ist vielmehr grundsÃ¤tzlich in solchen FÃ¤llen hinzunehmen,
dass gewerbefremde ArbeitsplÃ¤tze weniger gefÃ¤hrdet sein kÃ¶nnen als solche,
die dem Gewerbe unmittelbar zuzuordnen sind. Daher ist ein
UnfallversicherungstrÃ¤ger grundsÃ¤tzlich nicht verpflichtet, abgrenzbare
Unternehmensteile in gesonderten Gefahrtarifstellen zu veranlagen. Er kann dies,
ist jedoch rechtlich hierzu nicht verpflichtet (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 734 Nr.3; NZA
1992, S.335 ff. m.w.N.).

Wird, wie im vorliegenden Fall, die Zusammenfassung unterschiedlicher
GefÃ¤hrdungsrisiken in einer Gefahrengemeinschaft nicht nach dem
Belastungsprinzip vorgenommen, kann es grundsÃ¤tzlich zu einer fÃ¼r das
einzelne Unternehmen oder die in einer Gefahrtarifstelle zusammengefassten
Unternehmen zu einer unter dem Gesichtspunkt eines noch rechtmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs nicht mehr hinnehmbaren Heranziehung zum Ausgleich fremder
GefÃ¤hrdungsrisiken kommen, wenn mehrere Gewerbezweige in einer
Gefahrtarifstelle zusammengefasst werden (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 731 Nr.2) oder
die in einer Gefahrtarifstelle zusammengefassten Unternehmen in Wahrheit keinen
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Gewerbezweig bilden. Im vorliegenden Fall hat die Beklagte die Gefahrtarifstelle, in
der die KlÃ¤gerin zu veranlagen war, nach einem Gewerbezweig gebildet und es ist
nichts dafÃ¼r ersichtlich, dass die Zusammenfassung willkÃ¼rlich oder nicht der
RealitÃ¤t entsprechend wÃ¤re.

Ist, wie im vorliegenden Fall, die Gefahrtarifstelle nach einem abgegrenzten
Gewerbezweig gebildet, ist nicht mehr ersichtlich, warum es aus rechtlichen
GrÃ¼nden zusÃ¤tzlich der BegrÃ¼ndung einer gemeinsamen gewerbetypischen
Gefahr bedarf. Es kommt vielmehr auf eine rechtlich nicht zu beanstandende
Umschreibung der unternehmerischen TÃ¤tigkeiten an, die nach technologischen
Gesichtspunkten einen Gewerbezweig bilden. Dass die sich fÃ¼r eine
Gefahrtarifstelle ergebende Gefahrklasse von denen anderer Gefahrtarifstellen
Ã¼berhaupt oder signifikant unterscheiden mÃ¼sste, ist rechtlich nicht geboten
und bedarf daher keiner weiteren BegrÃ¼ndung. Dass die der Gefahrtarifstelle
zugeordnete Gefahrklasse im Wesentlichen auch dem GefÃ¤hrdungsrisiko des
einzelnen Unternehmens entsprechen mÃ¼sste, ist rechtlich nicht nur nicht
geboten, sondern unter dem Gesichtspunkt des Ausgleichs verschiedener Risiken
innerhalb einer Risikogemeinschaft rechtlich unerwÃ¼nscht. Insoweit gebietet Â§
157 Abs.2 SGB VII ausdrÃ¼cklich die BerÃ¼cksichtigung eines
versicherungsmÃ¤Ã�igen Risikoausgleichs, was nur bei Zusammenfassung
unterschiedlicher Risiken mÃ¶glich ist. Davon abgesehen sieht der Gefahrtarif der
Beklagten zur BerÃ¼cksichtigung des abweichenden GefÃ¤hrdungsrisikos des
einzelnen Unternehmens innerhalb der Gefahrtarifstelle eine Herauf- oder
Herabsetzung der Gefahrklasse vor, die als einem rechtmÃ¤Ã�igen Risikoausgleich
entsprechend angesehen werden muss (vgl. Ricke KassKomm Â§ 157 SGB VII
Rdnr.179; Lauterbach Unfallversicherung Â§ 157 SGB VII Rdnr.25 ff.).

Auch wenn nach Auffassung des Senats der Nachweis einer gemeinsamen
gewerbetypischen Unfallgefahr der Zeitarbeitsunternehmen keiner weiteren
BegrÃ¼ndung anhand der konkreten Unfallrisiken bedarf, ist er mit dem BSG (NZA
1992, 335) der Auffassung, dass die Unternehmen der gewerbsmÃ¤Ã�igen
ArbeitnehmerÃ¼berlassung zum einen als Gewerbezweig und nicht als eine
Zusammenfassung von Gewerbezweigen anzusehen sind und zum anderen eine
gemeinsame gewerbetypische Gefahr dergestalt aufweisen, dass ihre Versicherten
im Wesentlichen mit den unterschiedlichsten beruflichen BetÃ¤tigungen in stÃ¤ndig
wechselnden entleihenden Unternehmen tÃ¤tig sind. Soweit es innerhalb dieser
ArbeitnehmertÃ¤tigkeiten sowohl bei einem einzeln Unternehmen der
ArbeitnehmerÃ¼berlassung als auch bezogen auf die Struktur des einzelnen
Unternehmens bzgl. der allein oder Ã¼berwiegend Ã¼berlassenen Arbeitnehmer
innerhalb der Gefahrengemeinschaft ein signifikant abweichendes
GefÃ¤hrdungsrisiko gibt, hat die Beklagte dem durch Schaffung der zwei Tarifstellen
mit den unterschiedlichen Gefahrklassen Rechnung getragen, auch wenn dies
mÃ¶glicherweise rechtlich nicht geboten war (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 734 Nr.3). Sie
hat damit innerhalb des Gewerbezweiges Elemente eines TÃ¤tigkeitstarifes
eingefÃ¼hrt. Mit der nunmehr strikten Abgrenzung zwischen ausschlieÃ�licher und
nicht ausschlieÃ�licher TÃ¤tigkeit in diesem Bereich hat die Beklagte auch den
Bedenken des BSG (NZA 1992, 335) Rechnung getragen, das dem nicht
mÃ¶glicherweise hinreichend bestimmten Abgrenzungskriterium der
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Ã¼berwiegenden TÃ¤tigkeit gegolten hatte und fÃ¼r eine Ã�bergangszeit
hingenommen wurde. Es sind von der KlÃ¤gerin keine GrÃ¼nde dargetan und von
Gesetzes wegen auch nicht ersichtlich, dass die Beklagte verpflichtet gewesen
wÃ¤re, entsprechend der Vorstellung der KlÃ¤gerin innerhalb eines
Gewerbezweiges weitere Elemente eines rechtlich grundsÃ¤tzlich nicht
erwÃ¼nschten TÃ¤tigkeitstarifs einzufÃ¼hren. Die von der KlÃ¤gerin gewÃ¼nschte
Aufsplitterung nach individuellen GefÃ¤hrdungsrisiken, deren
verwaltungstechnische DurchfÃ¼hrbarkeit ohnehin in Frage gestellt werden
mÃ¼sste, stÃ¼nde sowohl der Bildung einer genÃ¼gend groÃ�en
Gefahrengemeinschaft als auch der BerÃ¼cksichtigung eines
versicherungsmÃ¤Ã�igen Risikoausgleichs entgegen.

Die Berechnungsweise der Grundlage des Gefahrtarifs durch die Beklagte ist
rechtlich nicht zu beanstanden. Es lag im Ermessen der Beklagten, einen
dreijÃ¤hrigen Beobachtungszeitraum heranzuziehen und hierbei die Belastungen
aus allen in diesem Beobachtungszeitraum eingetretenen VersicherungsfÃ¤llen
einschlieÃ�lich der WegeunfÃ¤lle zu berÃ¼cksichtigen (vgl. Ricke, KassKomm, Â§
157 SGB VII Rdnr.14 ff.). Sie war dabei nicht verpflichtet, bei der Ermittlung des
VerhÃ¤ltnisses der gezahlten Leistungen zu den Arbeitsentgelten die mit den
VersicherungsfÃ¤llen verbundenen Regresseinnahmen zu berÃ¼cksichtigen. Dies
hÃ¤tte Â§ 157 Abs.3 SGB VII widersprochen, wonach die Gefahrklassen aus dem
VerhÃ¤ltnis der gezahlten Leistungen zu den Arbeitsentgelten zu berechnen sind.
Der Gesetzeswortlaut spricht von den gezahlten, nicht den getragenen Leistungen
und gibt auch sonst keinen Anhaltspunkt fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung von
Einnahmen. Es muss deshalb bei der BerÃ¼cksichtigung der Regresseinnahmen im
Umlagesoll und der nach der Satzung mÃ¶glichen Einbeziehung in die Ermittlung
eines Beitragsnachlasses nach Â§ 162 Abs.1 SGB VII verbleiben (vgl. Ricke
KassKomm Â§ 162 SGB VII Rdnr.13).

Der Berechnung der Gefahrklassen liegen auch keine fehlerhaften
Berechnungsunterlagen zugrunde. FÃ¼r die Jahre 1995 und 1996 sind hierfÃ¼r
keinerlei Anhaltspunkte ersichtlich, sie werden von der KlÃ¤gerin auch nicht geltend
gemacht. FÃ¼r das Jahr 1994 hat die Beklagte nach Ã�berzeugung des Senats
aufgrund der genannten Beweisaufnahme durch das Sozialgericht Duisburg alle
MaÃ�nahmen getroffen, um eine exakte Zuordnung der VersicherungsfÃ¤lle und
der Lohnsummen zu ermitteln. BezÃ¼glich der VersicherungsfÃ¤lle muss die
Zuordnung als nahezu vollstÃ¤ndig und richtig angesehen werden. Es ist jedenfalls
nicht ersichtlich, dass es zu fehlerhaften Zuordnungen gekommen wÃ¤re, die nicht
auch sonst allgemein aufgrund tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher IrrtÃ¼mer bei exakt
gleich beschriebenen Tarifstellen auftreten wÃ¼rden. Bei der Zuordnung der
Lohnsummen hat die Beklagte durch eine Kombination von zumutbaren konkreten
Ermittlungen und statistischer PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung Beurteilungsgrundlagen
gewonnen, von denen nicht mehr ersichtlich ist, dass sie fÃ¼r eine falsche
Gefahrklassenberechnung wesentlich sein kÃ¶nnten. Es muss deshalb nicht
entschieden werden, ob fÃ¼r einen vorÃ¼bergehenden Zeitraum wegen der
PrÃ¤zisierung von Tarifstellen hieraus resultierende, mit zumutbaren
verwaltungstechnischen Aufwendungen nicht mehr zu vermeidende
Ungenauigkeiten hingenommen werden mÃ¼ssten.
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Die Rechtswidrigkeit des Gefahrtarifs ergibt sich auch nicht daraus, dass â�� die
Richtigkeit des entsprechenden Vorbringens der KlÃ¤gerin unterstellt â�� die
Unternehmen der Tarifstellen 48 und 49 insgesamt mehr an BeitrÃ¤gen aufbringen
mÃ¼ssen, als der reinen EntschÃ¤digungslast entspricht. Es gibt weder eine
gesetzliche Regelung noch einen rechtlichen Gesichtspunkt, der die von der
KlÃ¤gerin ins Feld gefÃ¼hrte Begrenzung der BeitrÃ¤ge gebieten wÃ¼rde. Es liegt
vielmehr in der Natur der Sache, dass es eine solche Grenze nicht geben kann. Da
innerhalb der Tarifstellen das individuelle Ã�quivalenzprinzip wirkt (vgl. Schulz Die
Sozialgerichtsbarkeit 1999 S.172, 175), das zur Folge hat, dass die Gemeinschaft
der in einer Tarifstelle zusammengefassten Unternehmen insgesamt ihre aktuellen
Lasten zu tragen hat, kann es sowohl wegen der Ã¼ber die Unfalllasten hinaus zu
finanzierenden Mittel der Berufsgenossenschaften als auch wegen des
berufsgenossenschaftlichen Risikoausgleichs zwischen den Tarifstellen, sowohl die
MÃ¶glichkeiten einer Kostenunterdeckung als auch einer KostenÃ¼berdeckung
bezogen auf die Unfalllasten einer Gefahrtarifstelle geben (vgl. Schulz a.a.O. S.176).

Der Senat sieht in dem hier zur Beurteilung anstehenden Gefahrtarif auch keinen
VerstoÃ� gegen Art.3 Grundgesetz.

Dass und aus welchen GrÃ¼nden es von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden
ist, dass die Unternehmer im Rahmen ihrer Mitgliedschaft beim
UnfallversicherungstrÃ¤ger zur Finanzierung der Rentenaltlasten aus dem
Beitrittsgebiet im Rahmen der Beitragserhebung herangezogen werden, ist vom
Bundessozialgericht im Urteil vom 18.04.2000 Az.: B 2 U 13/99 R des nÃ¤heren
dargelegt worden. Der Senat schlieÃ�t sich dieser Rechtsprechung an.

Soweit nach der genannten Entscheidung in der entsprechenden Regelung im
Gefahrtarif der Beklagten ein VerstoÃ� gegen Art. 3 Grundgesetz in Frage steht,
sieht der Senat weder Anlass zu einer Vorlage nach Art.100 Grundgesetz an das
Bundesverfassungsgericht noch zu einer teilweisen Verwerfung des Gefahrtarifs der
Beklagten bzgl. der Verteilung der Rentenaltlasten aus dem Beitrittsgebiet.

Nach den Â§Â§ 152, 153 und 157 SGB VII sind die Rentenaltlasten aus dem
Beitrittgesbiet als Teil des Umlagesolls durch BeitrÃ¤ge umzulegen und diese
wiederum unter maÃ�geblicher BerÃ¼cksichtigung des Gefahrtarifs zu ermitteln.
Davon ist auch die Vorschrift des Â§ 1157 Abs.1 RVO ausgegangen, wonach zur
Finanzierung der Rentenaltlasten bis zum 31. Dezember 1994 bei der
Beitragsberechnung von der BerÃ¼cksichtigung des Grades der Unfallgefahr in den
Unternehmen abgesehen werden konnte. Sofern die nunmehr geltende gesetzliche
Regelung in Ansehung der Rentenaltlasten aus dem Beitrittsgebiet
verfassungswidrig wÃ¤re, mÃ¼sste die Norm selbst vorgelegt werden. Sofern
innerhalb der ansonsten als verfassungsgemÃ¤Ã� angesehenen gesetzlichen
Vorgabe nur die Gefahrtarifregelung selbst als nicht verfassungsgemÃ¤Ã�
angesehen werden mÃ¼sste, mÃ¼sste der Senat selbst diese Regelung der
Beklagten als nicht rechtens verwerfen und die angefochtenen Bescheide insoweit
aufheben.

Beide Voraussetzungen liegen hier nicht vor.
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ZunÃ¤chst sind die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen fÃ¼r die PrÃ¼fung eines
VerstoÃ�es gegen den Gleichheitsgrundsatz, wie sie das BSG im Urteil vom
18.04.2000 fordert, zu bejahen. Die KlÃ¤gerin wird mit einem wesentlichen Teil
ihres Unternehmens zur dritthÃ¶chsten Gefahrklasse des Gefahrtarifs veranlagt und
damit in hÃ¶herem MaÃ�e belastet als die Mehrzahl der Ã¼brigen Mitglieder der
Beklagten, die in weit darunter liegende Gefahrklassen eingestuft sind. Bei einer
Verteilung der Rentenaltlasten nach Lohnsummen trÃ¤te nach dem Vortrag beider
Parteien eine Minderung des Beitrags der in den Tarifstellen 48 und 49 veranlagten
Unternehmen um ca. 9 % ein. Es sind demgegenÃ¼ber keine mit der
Beitragszahlung verbundenen Vorteile ersichtlich, die diese Belastung ausgleichen
wÃ¼rden. Es gibt keine Regelung, wonach die BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Unfallversicherung mit bestimmten steuerlichen BegÃ¼nstigungen verbunden
wÃ¤ren. Die BeitrÃ¤ge sind vielmehr Betriebsausgaben und vom Bestehen eines
entsprechenden Aufwandes abhÃ¤ngig. Entsprechend diesem Aufwand und dem
fÃ¼r die Besteuerung geltenden Tarif (vgl. Â§ 32 a EStG 1998; Â§ 23 KStG 1996)
mindern sie die steuerliche Belastung. Der konkreten Betriebsausgabe stehen
deshalb bestenfalls Steuerminderbelastungen an der tariflichen Obergrenze
gegenÃ¼ber. Von der GewÃ¤hrung von Vorteilen steuerlicher Art, die die Belastung
kompensieren wÃ¼rden, kann deshalb nicht gesprochen werden.

Der allgemeine Gleichheitssatz des Art.3 Abs.1 Grundgesetz gebietet, alle
Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln und verpflichtet die
Grundrechtsadressaten, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches
entsprechend seiner Verschiedenheit und der Eigenart ungleich zu behandeln. Er ist
verletzt, wenn die gleiche oder ungleiche Behandlung der geregelten Sachverhalte
mit Gesetzlichkeiten, die in der Natur der Sache selbst liegen, und mit einer am
Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise nicht mehr vereinbar ist,
wenn also bezogen auf den jeweils in Rede stehenden Sachbereich und seine
Eigenart ein vernÃ¼nftiger, einleuchtender Grund fÃ¼r die Regelung fehlt, kurzum,
wenn die MaÃ�nahme als willkÃ¼rlich bezeichnet werden muss. Es ist
grundsÃ¤tzlich Sache des Gesetzgebers, diejenigen Sachverhalte auszuwÃ¤hlen, an
die er dieselbe Rechtsfolge knÃ¼pft, die er also im Rechtssinn als gleich ansehen
will. Er muss allerdings seine Auswahl sachgerecht treffen. Was in Anwendung des
Gleichheitssatzes sachlich vertretbar oder sachfremd und deshalb willkÃ¼rlich ist,
lÃ¤sst sich nicht abstrakt und allgemein feststellen, sondern stets nur in Bezug auf
die Eigenart des konkreten Sachverhalts, der geregelt werden soll. Je nach
Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen ergeben sich unterschiedlich
Grenzen fÃ¼r den Gesetzgeber, die vom bloÃ�en WillkÃ¼rverbot bis zu einer
strengen Bindung an VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitserfordernisse reichen. Der normative
Gehalt der Gleichheitsbindung erfÃ¤hrt daher seine PrÃ¤zisierung jeweils im
Hinblick auf die Eigenart des zu regelnden Sachbereichs: Der Gleichheitssatz
verlangt, dass eine vom Gesetz vorgenommene unterschiedliche Behandlung von
Personengruppen sich auf einen vernÃ¼nftigen oder sonstwie einleuchtenden
Grund von hinreichendem Gewicht zurÃ¼ckfÃ¼hren lÃ¤sst. Ein VerstoÃ� gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz liegt dann vor, wenn der Gesetzgeber
Ã�bereinstimmungen der zu ordnenden LebensverhÃ¤ltnisse nicht berÃ¼cksichtigt,
die so bedeutsam sind, dass sie bei einer am Gerechtigkeitsgedanken orientierten
Betrachtungsweise beachtet werden mÃ¼ssen, oder wenn zwischen Gruppen von
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Normadressaten, die vom Gesetzgeber nicht gleich behandelt werden, keine
Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleiche
Behandlung rechtfertigen kÃ¶nnten (BVerfGE 103, 310 m.w.N.).

Dem Gesetzgeber war es nicht verwehrt, bei der Zuweisung von Altlasten aus den
Sozialversicherungsbereichen der frÃ¼heren DDR an die zugehÃ¶rigen
Sozialversicherungsbereiche der alten BundeslÃ¤nder und deren Verteilung auf die
Beitragszahler, auf die in diesem System geltende Verteilung der Belastung
zurÃ¼ckzugreifen. Die zur Beitragstragung in den Bereichen der gesetzlichen
Sozialversicherung verpflichteten Personen und Unternehmen haben ebenso wie
allgemein die Steuerzahler keinen Bezug zur Entstehung der zu Ã¼bernehmenden
Altlasten. Der Gesetzgeber konnte deshalb bei der Ã�bernahme der Verteilung der
Altlasten ganz allgemein nicht auf das KausalitÃ¤tsprinzip zurÃ¼ckgreifen.
Andererseits muss es als sachgemÃ¤Ã�es Kriterium angesehen werden, wenn der
Gesetzgeber bei der Zuweisung von Lasten aus der frÃ¼heren Solidargemeinschaft
der DDR auf die entsprechenden Solidargemeinschaften der Bundesrepublik
Deutschland auch auf deren Verteilungskriterien zurÃ¼ckgreift (vgl. BSG SozR 8110
Kap. VIII J III Nr.1). Insbesondere im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung
besteht insoweit ein Solidarausgleichssystem, als von den Mitgliedern sowohl solche
Risiken mitzutragen sind, die nicht in der aktuellen Versichertengenmeinschaft
entstanden sind (sogenannte tote Lasten, vgl. Schulz Sgb 1999, 172, 175), als auch
ein weitgehender Solidarausgleich innerhalb der einzelnen Tarifstellen der einzelnen
Berufsgenossenschaft und der Berufsgenossenschaften untereinander (Schulz,
a.a.O., S.172 ff.). Die in der Beitragsberechnung liegende AnknÃ¼pfung an den
Gefahrtarif muss deshalb als sachgerechtes Differenzierungskriterium angesehen
werden, jedenfalls soweit es auch sonst zur Tragung finanzieller Risiken
herangzogen werden kann, die nicht unmittelbar dem einzelnen Unternehmen
zuzuordnen sind. Es ist deshalb auch mit Art.3 Abs.1 Grundgesetz vereinbar, wenn
die Beklagte sich zur Finanzierung der Rentenaltlasten eines der gesetzlichen
Vorgabe entsprechenden Gefahrtarifs bedient. Ob sich der Gesetzgeber und die
Beklagte dabei der zweckmÃ¤Ã�igsten, vernÃ¼nftigsten oder gerechtesten
LÃ¶sung bedient haben, ist fÃ¼r die PrÃ¼fung der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit nach 
Art.3 Abs.1 GG nicht mehr von Bedeutung (vgl. BVerfGE 84, 348 ff.).

Die KlÃ¤gerin kann auch nicht die Rechtswidrigkeit der angefochtenen
Beitragsbescheide geltend machen, soweit es die Auswirkungen der Vereinbarung
betrifft, die die Beklagte in Ansehung der in Gefahrtarifstelle 50 veranlagten
Unternehmen der FuÃ�ballvereine der ersten oder zweiten Bundesliga oder der
Regionalligen, getroffen hat.

Insoweit geht es nicht um eine fehlerhafte Ermittlung des Umlagesolls nach Â§ 153
Abs.1 SGB VII. Auch wenn unterstellt wird, dass durch diese Vereinbarung das
Beitragsaufkommen der Beklagten zu Lasten der KlÃ¤gerin geschmÃ¤lert wurde,
Ã¤ndert dies nichts an dem tatsÃ¤chlichen Finanzbedarf, der auf die
Mitgliedsunternehmen der Beklagten umzulegen ist. Infrage kommt jedoch, dass die
Beklagte mit der Vereinbarung in nicht rechtmÃ¤Ã�iger Weise auf das
Beitragsaufkommen Einfluss genommen hat mit der Folge, dass die anderen, nicht
von dieser MaÃ�nahme begÃ¼nstigten Mitglieder hÃ¶here BeitrÃ¤ge zu entrichten
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haben. Hierbei wÃ¼rde es fÃ¼r die Annahme der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Verwaltungshandelns der Beklagten nicht ausreichen, dass nach Â§Â§ 53 und 54
SGB X die Beklagte unter bestimmten Vorausetzungen einen Vergleich in der Form
eines Ã¶ffentlich-rechtlichen Vertrages schlieÃ�en kann (so aber LSG Rheinland-
Pfalz Urteil vom 25.06. 2001 Az.: L 2 U 317/00). Die der Beklagten durch Gesetz
eingerÃ¤umte Befugnis in der Form des Ã¶ffentlich-rechtlichen Vertrages zu
handeln, sagt noch nichts Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit der vertraglichen Regelung
aus, denn schon nach Â§ 53 Abs.1 Satz 1 SGB X besteht eine entgegenstehen. Im
Ã�brigen sagt ganz allgemein die vom Gesetz erÃ¶ffnete Form des
Verwaltungshandelns noch nichts Ã¼ber die inhaltliche RechtmÃ¤Ã�igkeit der
MaÃ�nahme aus. In den dem Senat im Wesentlichen vorenthaltenen
Vertragsregelungen kÃ¶nnten erhebliche VerstÃ¶Ã�e gegen Â§ 76 Abs.1 SGB IV,
wonach Einnahmen rechtzeitig und vollstÃ¤ndig zu erheben sind, enthalten sein,
sofern die Beklagte ihrer Verpflichtung, gegenÃ¼ber jedem Mitglied BeitrÃ¤ge
festzusetzen und sie im gebotenen und mÃ¶glichen Umfang einzuziehen, nicht
mehr nachzukommen gedachte. Die ErmÃ¤chtigungen in den AbsÃ¤tzen 2 bis 4 der
betreffenden Vorschrift kÃ¶nnten bei weitem Ã¼berschritten sein, wenn die
Beklagte als TrÃ¤ger der Unfallversicherung hier einen Vergleich Ã¼ber andere als
bereits rÃ¼ckstÃ¤ndige BeitragsansprÃ¼che geschlossen hÃ¤tte und
Niederschlagungen oder Erlasse mittelbar Ã¼ber den konkreten Einzelfall und
dessen Voraussetzungen hinaus vorgenommen worden sind. DarÃ¼ber hinaus
kommt in Betracht, dass die Beklagte im Ergebnis gegen die gesetzliche Vorgabe
und ihren eigenen Gefahrtarif eine gesamte Gefahrtarifstelle ganz oder teilweise
von der durch sie gebotenen Beitragserhebung herausgenommen und dies durch
eine andere Beitragserhebung ersetzt hat. Von mittelbaren, die KlÃ¤gerin
belastenden BeitragserhÃ¶hungen kÃ¶nnte jedoch erst dann ausgegangen werden,
wenn feststellbar wÃ¤re, dass durch die von der Beklagten vorgenommene
Beitragserhebung bzgl. der Profi-FuÃ�ballvereine im Vergleich zu einer
ordnungsgemÃ¤Ã�en Veranlagung und Beitragseinziehung sichere
BeitragsausfÃ¤lle entstanden wÃ¤ren und das fÃ¼r den zu prÃ¼fenden
Beitragsbescheid angesetzte Umlagesoll insoweit erhÃ¶ht hÃ¤tten.

Diese PrÃ¼fungen kÃ¶nnen jedoch dahingestellt bleiben, weil gegen die
RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Beitragsbescheides nicht geltend gemacht werden kann,
das Umlagesoll dÃ¼rfe in die Beitragserhebung nur soweit einbezogen werden, wie
auch das Verwaltungshandeln des UnfallversicherungstrÃ¤gers bei der Erhebung
der BeitrÃ¤ge oder der Verwendung der Mittel rechtmÃ¤Ã�ig gewesen sei. Das
Gesetz geht bei der Regelung des Umlageverfahrens im Bereich der gesetzlichen
Unfallversicherung in Â§ 153 Abs.1 SGB VII davon aus, dass der tatsÃ¤chliche
Finanzbedarf auf die Mitglieder umzulegen ist. Eine andere MÃ¶glichkeit der
Ausgabendeckung sieht das Gesetz bei der Beitragserhebung nicht vor. Aus diesem
Grunde und weil eine der gesetzlichen Vorgabe entsprechende HaushaltfÃ¼hrung
nicht mehr mÃ¶glich wÃ¤re, wenn die HÃ¶he des Umlagesolls vom Nachweis der
RechtmÃ¤Ã�igkeit jeden Verwaltungshandelns im Bereich der Beitragseinnahmen
und der Leistungen abhinge, kann das einzelne Mitglied der Berufsgenossenschaft
auch nicht mittelbar im Wege der Klage gegen den einzelnen Beitragsbescheid eine
durch die Verwaltungsorgane vorgenommene rechtswidrige Ausgabenverwendung
oder EinnahmenkÃ¼rzung verhindern. Dieser Bereich der Kontrolle obliegt nicht
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dem einzelnen Mitglied, sondern allein den Selbstverwaltungsorganen und
AufsichtsbehÃ¶rden der VersicherungstrÃ¤ger (vgl. hierzu BSG NJW 1987 S.517).

Die Berufung und die Klagen sind deshalb nicht begrÃ¼ndet.

Den HilfsantrÃ¤gen der KlÃ¤gerin war nicht mehr nachzukommen. Nach Auffassung
des Senats bedarf es zur Frage der gemeinsamen gewerbetypischen Gefahren in
der Zeitarbeitsbranche keiner weiteren Ermittlungen. Diese Frage kann nur unter
dem Gesichtspunkt des Â§ 157 Abs.2 SGB VII entscheidungserheblich sein, wonach
der Gefahrtarif nach Tarifstellen gegliedert ist, in denen Gefahrengemeinschaften
nach GefÃ¤hrdungsrisiken unter BerÃ¼cksichtigung eines versicherungsmÃ¤Ã�igen
Risikoausgleichs gebildet werden. Wird eine Gefahrengemeinschaft in Gestalt eines
einzigen, nach seiner unternehmerischen TÃ¤tigkeit zutreffend abgegrenzten
Gewerbezweiges gebildet, liegt darin zugleich eine rechtlich nicht zu
beanstandende Festlegung des GefÃ¤hrdungsrisikos unter BerÃ¼cksichtigung des
versicherungsmÃ¤Ã�igen Risikoausgleichs. Sofern in der Bildung der
Gefahrengemeinschaft auch in einem Gewerbezweigtarif bei der Definition des
Gewerbezweiges immer auch eine gemeinsame gewerbetypische Gefahr konkret
belegt werden mÃ¼sste, schlieÃ�t sich der Senat der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (NZA 1992, 335) an, die von der ErfÃ¼llung dieser
Voraussetzungen im Bereich der gewerbsmÃ¤Ã�igen ArbeitnehmerÃ¼berlassung
ausgeht.

Einer Beweiserhebung darÃ¼ber, dass die Gefahrklasse im gewerblichen Bereich
der Zeitarbeitsunternehmen niedriger wÃ¤re, wenn die Lohnsummen und
Unfalllasten korrekt erhoben worden wÃ¤ren, bedarf es nicht, weil nach
Ã�berzeugung des Senats diese Voraussetzung einer nicht konkreten Erhebung der
Berechnungsgrundlagen nicht vorliegt.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass die KlÃ¤gerin in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

Ã�ber die Zulassung der Revision hat das Gericht von Amts wegen zu entscheiden.
GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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